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Verkündet
In Sachen

am 3„November 1959'

'Beklagten und Revisionsklägerey

ooeoooooo ooooo oo oooooo °...o■cl.00°000l0000065009'

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der9° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 30 November

1959? an der mitgewirkt haben

Senatspräsident " Dr° W e i B
als Vorsitzender9

.
Bundesrichter

. ‚
Dr° R u c k e r t und

Bundesrichter .,
' Dro.Schwankhart

als weitere Berufsrichtery

Bundessozialrichter " S c h ü t 2 '°“ und

Bundessozialrichterin R e i f f
als ehrenamtliche Beisitzer‚

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Berlin vom 29° Juni

1956 wird als unzulässig verworfen°

Der Beklagte hat dem Kläger die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu er-- ’

statten°

' Von Rechté
wegen°
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Der 1891 geborene Kläger war Soldat im ersten und

zweiten Weltkrieg„ Am 27° Mai 1952 beantragte
er Beschädigten—

versorgung wegen folgender Gesundheitsstörungen:?Durchschuß bei—

der Oberarme,'Lungensteckschuß, Gleichgewichtsstörungen, Herz—y

leiden, Rheuma und Kopfschuß„ Versorgungsamt und Landesversor—

gungsamt Berlin lehnten Versorgung ab, weil Schädigungsfolgen

aus dem ersten Weltkrieg bisher nicht anerkannt gewesen und Ge—

sundheitsstörungen auf den zweiten Weltkrieg nicht ursächlich :
zurückzuführen seien° Mit der Klage begehrte der Kläger zunächst

Feststellung aller im Verwaltungsverfahren geltend gemachten

Einzelleiden und Versorgungsrente nach einer Minderung der Er—

werbsfahigkeit (MdEo) um 60 voH° In der mündlichen Verhandlung]

am 60 September 1955 beantragte er, den Beklagten zu verurtei—}
len; Beugungseinschränkung im re° Ellenbogengelenk, geringe

Schwäche des Ellennerven und Narben am rechten Oberarm nach

Eurchschußbruchverwundung sowie reizlos eingeheilten Lungen—
_stecksplitter als Schädigungsfolgen anzuerkennen und Versor—’ :

gungsrente nach einer MdB° über 25 v„H° ab Antragstellung zu '

gewähreno Im letzten Verhandlungstermin vor dem Sozialgericht

(seo) am 259 Oktober 1955 wiederholte der Kläger seinen Antrag
vom 6° September 1955 mit der Abänderung‚ den Beklagten zur Zah*

lung einer Versorgungsrente nach einer MdE° von 50 v„Ho ab 1»

Juli 1951 zu verurteilen„ Mit Urteil vom25„ Oktober 1955 hob
das SG° Berlin die angefochtenen Bescheide auf und verurteilte

den Beklagten, eine Beugungseinschränkung im re„ Ellenbogen—
gelenk‚ eine geringe Schwäche des Ellennervén und Narben im re°>

Oberarm nach Oberarmschußbruchverwundung durch Infanteriege$choß—

Querschläger und einen reizlos eingeheilten Lungenstecksplitter

als Versorgungsleiden mit einer MdEO von 25 V„H„ anzuerkennen '

und dem Kläger Versorgungsrente ab 1° Juli 1951 nach dieser
__

MdEc zu zahlen° Gegendieses dem Kläger am 2° November 1955 zu—
gestellte Urteil legte der Kläger am 1. Dezember 1955 Berufung

ein und beantragte, unter Abänderung des angefochtenen Urteils

den Beklagten zu
verurteilen‚ bei ihm als weiteres Versorgungs—*

leiden Kopfverletzung durch Granatsplitter, erlitten am 14„‘Sep—

12 ; 3._1
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tember 1939 in Gotenhafen, anzuerkennen‚ dementsprechend den

Grad der MdB° zu erhöhen und eine höhere Versorgungsrente zu

gewähreno Der Beklagte legte mit einem am 21° Juni 1956 beim

'Landessozialgerioht (LSG„) eingegangenen Schriftsatz Anschluß—
Aberufung ein und beantragte, die Berufung des Klägers zurüok— }

zuweisen und unter Abänderung des Urteils des SG° die Klage ab-

zuweiseng.Der Kläger beantragte, die An3chlußberufung zurückzu—

weiseno
; r E.,

\ V ‘ , „

Das LSG° hat mit Urteil vom 29° Juni 1956 die Berufung des Kläe

.gers und die Anschlußberufung des Beklagten als unzulässig ver—

worfen° Es führte aus: Jedes Rechtsmittel setze eine Beschwer

v0raus; der Kläger sei durch das angefochtene Urteil nicht be—

schwert, da das SG° seinem zuletzt gestellten Antrag entsprochen
}habe° Nach dem Antrag des Klägers hätte das SG„ nur über die An—
_

erkennung der auf den ersten Weltkrieg zurückgeführten Gesund— "

heitsstörungen als Versorgungsleiden zu entscheiden gehabt„ Die—“

sem Antrag sei im Sinne des Klägers entsprochen worden° Soweit

der Kläger im Berufungsverfahren die Anerkennung seiner angeb—'

lich im zweiten Weltkrieg erlittenen Kopfverletzung erstrebeg

sei er durch das Urteil des SG° nicht beschwert° ' \

Die im sozialgerichtlichen Verfahren zulässige
Anschlußberuéung

diene dem Zweck, daß nicht nur innerhalb der Anträge des Beru—

fuhgsklägers,sondern darüber hinaus auch über Anträge des Beru-

fungsbeklagten entschieden werden könne° Die unselbständige An—
schlußberufung verlange aber eine zulässige Berufung„ Bei ihrer

prozessualen Abhängigkeit von der Berufung verliere die unselb—

ständige Anschlußberufung ihre Wirkung‚ wenn die Berufung als un—

zulässig verworfen werden müsse° Das sei hier der Fall° Revi—'
‚

sion ist nicht_zugelassen° ‘ ' " ’ “

Der Beklagte beantragt mit der Revision9 unter Aufhebung des an—

gefochtenen Urteils die Sache zur anderweitigen Verhandlung und

Entscheidung an das LSG° zurückzuverweisen„ hilfsweise unter Ab—

änderung des angefochtenen Urteils die Berufung gegen das Urteil

_des SG° vom 250 Oktober 1955 zurückqueisen und auf die Anschluß-

berufung unter Abänderung des Urteils des SG° die Klage abzuwei—

sem

- 4 _
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Der Beklagte rügt‚ daß das LEGO ein Prozeßurteil statt einer
Sachentseheidung gefällt habeo Es habe zu Unrecht eine Beschwer
des Klägers im Berufungsverfahren Verneintc Der Kläger sei nach
dem Grundsatz der Einheitlichkeit des Rentenanspruchs befugt9

ein neues Leiden als Leistungsgrund geltend zu machen? mag er
auch dieses Leiden im ersten Rechtszug ausdrücklich von seinem

Klagebegehren ausgeschlossen haben° Der Beklagte verweist hier—

zu—aufdas Urteil des BSG„vom27;10„1955 —4 RJ 105/54 (SozR„
SGG'5 162 Bl„ Da 3 Nr„ 17)° Infolge der Zulässigkeit der Beru—
fung sei das LSG° verpflichtet gewesen, auch über die Anschluß—.

berufung des B€klagten sachlich zu entscheiden„ Der Anspruch
des Klägers sei nicht begründet, weil eine Anerkennung des Lei—'

dens vor dem 1° September 1939 (9% 57 Abs° 2, 85 Bundesversor—
gungsgesetz —BVG-) nicht dargetan sein Außerdem könne eine Ren—
te nicht vor dem Monat der Antragstellung (Mai 1952) beginnene

Der niCht durch einen beim BSG° zugelassenen Prozeßbevollmäch—

tigten vertretene Kläger hat in einem von ihm selbst unterzeich—'
neten Schriftsatz beantragt, die Revision des Beklagten zu ver—
werfen° ’

.
' ' "

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet."

worden (55 1649 166 SGG)° Da sie nicht zugelassen ist und das
LSG° über einen uI‘s'elchlichen Zusammenhang zwischen einer Gesund—-

heitsstörung und einer Schädigung im Sinne des BVGnicht ent—'
schieden hat (@ 162 Abs„ 1 Nr„ 1 und 3 sec), ist sie nur statt—
haft, wenn ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt wird,

der auch vorliegt (@ 162 Abs„ 1 Nro 2 SGG, BSG° 1 5° 150)° DieSe

Voraussetzung ist nicht gegebene.
‚ '

Die Revision fügt als wesentlichen Verfahrensmangel, das LSG°
habe zu Unrecht nicht in der Sache entschiedeno Ein Prozeßurteil

.anstelle eines gebotenen_8achurteils stellt an sich stets einen

wesentlichen Verfahrensmangel dar (BSG° 1 s„ 283)„ Die ■üge des
Beklagten greift &leichwohl nicht durch, weil das LSG° mit

.Becht ein.Prozeßurtegl erlassen hat» " ‘ ”

Für die Zulässigkeit eines Rechtsmittels ist Voraussetzung, daß

_ 5 _
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der Rechtsmittelklägér durch das angefochtene Urteil beschwert

ist (110.20130, 100; 170, 346 548 33th Beschwer ist gegeben, .'wenn die Entscheidung dem Rechtsmittelkläger etwas versagt, was

er beantragt hat (Baumbach, ZPO, 25° Aufls‚ 2 C c und 5 A der f

Grundzüge vor @511%)°Er ist beschwert, wenn und soweit seinen„u
Sachanträgen im Urteil nicht entsprochen wurde; ist der Rechts—

mittelkläger nicht beschwert, fehlt es an einem Rechtsschutz—

bedürfnis (Rosenberg, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts, 7„ Auflc‚

@134 11 2 s„ 655; BVerwG° y„ 28„1„1959 —V C38/56 in DVBL
Heft 11/1959 80 598 f..)° Diese Grundsätze des Zivilprozesses gel—

ten auch im sozialgerichtlichen Verfahren (Peters—Sautter—Wolfä '

Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit @ 143 SGG; Brackmann,_Hand—

buch der SOzialversicheruhg9 Stand 15°901959 S„ 249 u° BSG°;
_

Beschluß des 4° Senats vom 29„8„1959 — 4 RJ 31/59)m
1

Da das LSG° die Verwerfung der Berufung als unzulässig mit demri

Fehlen einer Beschwer begründet hat, kommt es darauf an, ob das

Urteil des SG„ dem Kläger etwas versagte9 was er begehrt hatte°

Nach der Niederschrift über die letzte mündliche Verhandlung Vor_

dem SG° am 25° Oktober 1955 hatte der Kläger beantragt9 den Be—

klagten zu verurteilen, eine Beugungseinschränkung im re° Ellen—

bogengelenk, eine geringe Schwäche des Ellennerven und Narben ‘

am re° Oberarm nach Oberarmschußbruchverwundung durch Infane. ‘

teriegeschoß—Querschläger und einen reizlos eingeheilten Lun—

genstecksplitter als Versorgungsleiden mit einer_lvldE° um 30 V„H„

anzuerkennen und Versorgungsrente ab 1° Juli 1951 nach dieser

MdB° zu zahlen° lm Urteil des SG° ist der Beklagte verurteilt

worden‚ die vom Kläger in seinem Antrag genannten Leiden
als

Versorgungsleiden mit einer MdE° von 25 v„H„ anzuerkennen und

Rente ab 1° Juli 1951 nach dieser MdB° zu zahlen° Durch
die1

Festsetzung der MdB° auf 25 v„H° statt wie beantragt auf 50 V„H„"'

ist der Kläger nicht beschwert, weil eine MdB° von 25 v.,H° und

um 50 v„H° nach 5 51 Abs„ 1 und 2 BVG bei der Eentenbemessung
gleichbehandelt wirdo Auch bei sonstigen Leistungen nach dem,

BVG macht es keinen Unterschied, ob die MdE„ auf 25 v„H° oder

auf 50_mH° geschätzt ist; denn eine MdB° um 50 VOH° umfaßt*

noch eine MdB° von 25 V„Ho, @ 51 Abs, 2 BVG° Aus dem Vorbringen

'—65”...1
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des Klägers im Berufungsverfahren ergibt sich, daß er sich inso—

*fern beschwert fühlt, als die Folgen einer im zweiten Weltkrieg

erlittenen Kopfverletzung nicht anerkannt und seine MdE, nicht

unter Einbeziehung dieses Leidens höher bewertet werden ist, Da

die Beschwer bei der Rechtsmittelcinlegung vorliegen muß und

nicht durch Klageerweiterung in der Rechtsmittelinstanz erst ge—

schaffen werden kann (Baumbach, a,a„oo, 3 B der Grundzüge vor
5 511), wäre der Kläger nur beschwert, wenn schon sein Klagebe—

gehren vor dem SG° auf die Anerkennung der Folgen einer Kopfver—

letzung und eine dadurch bewirkte höhere MdB° gerichtet gewesen

wäre, Dies ist nicht der Fall, '

Es ist eine Frage der Auslegung, ob ein geltend gemachter Anspruch

lediglich die Gewährung von Rente zum Inhalt hat und ob die be—

haupteten Leiden nur als Begründung des Rentenanspruchs angege—

ben sind (BSG, 5 S, 121 13227), oder ob nebeneinander sowohl die

Feststellung bestimmter Leiden als Schädigungsfolge als auch die

Gewährung von Rente begehrt wird (55 92, 125 SGG, BSG° vom 10, '

12„1958 in SozR, see @123 Da.2 Nr° 5 und BSG°vom21,1„1959 in
SozR„ see % 55 Da 5 Nr, 17 und © 77 Da 4 Nr° 11), Der Kläger ist
befugt, sein Klagebegehren nicht nur auf Leistung von Rente, son—

dern auch selbständig auf Anerkennung (richtig0r:.Feststellung)

bestimmter Leiden zu richten; daraus folgt, daß er auch bestimm—

te Leiden aus seinem Feststellungs: und Leistungsbegehren aus;

schließen kann, gleichgültig, aus welchen Gründen, Nimmt der

Kläger ein bestimmtes Leiden ausdrücklich von der Feststellung

aus, so kann das Gericht nicht im Urteilstenor feststellen, daß

dieses Leiden besteht und Schädigungsfolge im Sinne des @ 1 BVG

ist; denn das GeriCht ist nach 5 123 SGG an den Inhalt des An—

trages des Klägers gebundene Dies schließt nicht aus bei Prüfung

des Leistungsbegehrens ein vom Kläger nicht erwähntes Leiden zur
Begründung des MdE„—Grades mit heranzuziehen (vgl° haueieen in

NJW° 3959 S, 691} Nur soweit der Kläger eindeutig zu crkonnont„.
gibt, daß er ein bestimmtes Leiden von der Feststellung als
Leistungsgrund ausgeschlossen haben will, ist das Gericht durch
5 123 SGG gehindert, gegen den ausdrücklichen Antrag des Klägers

' dieses Leiden festzustellen und dafür Leistung zu gewähren, ‘
/

...?...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 7 _

Das zunächst gestellte Klageb€gehren vor dem SG° ist so—
\

wohl als Antrag auf Feststellung bestimmter, ausführlich T

beschriebener Leiden als Schädigungsfolgalaufzufassen‚ als“

auch als Leistungsantrag‚ wobei als Gesundheitsstörungen

aus dem zweiten Weltkrieg Kopfverwundung, Rheuma und Nieren—

leiden genannt waren
. _. - , . „

Dadurch, daß der Kläger in der
letzten

mündlichen Verhandlung ■Üf

' vor dem SG nur noch Anerkennung der im Urtei.Lstenor des SG

genannten Leiden und Rente für diese begehrte, hat er seine

Ansprüche auf diese Leiden beschränkt° Die Anerkennung eines

weiteren bestimmten Einzelleidens (Kopfverletzung durch Granat—
splitterverletzung im zweiten Weltkrieg) hat er erst im Beru— "

fungsverfahren begehrt Das SG hat daher 2:u Recht nur die im
2

Antrag bezeichneten Leiden als Schädigungsfolge i S des 9 1 BVG=

erstgestellt und nur für diese Rente zugesprochen° W

Das SG° hat damit dem Klagebegehren in vollem Umfang stattge— ‘
geben; denn der vom Gericht festgestellte Leidenszustand des

„‚Klägers weicht nach Bestand und Ursache vom Klagebegehren nichtj

ab° Der Kläger war daher durch das erstinstanzliche Urteil nicht

beschwert (ebenso BSG° 9 So 17 1527 ua S° 80 £äg7)° Durch Er—
weiterung seines Klagebégehrens in der Berufung — Feststellung

weiterer Gesundheitsstörungen
aus dem zweiten Weltkrieg — konn—

te der Kläger dagegen eine rechtserhebliche Beschwer nicht be—

gründen, weil der Rechtsmittelkläger schon zur Zeit der Einle—

gung des Rechtsmittels beschwert sein muß (Baumbach a‚a°O° und
Rosenberg aoaooo)° Das LSG° war daher verfahrensrechtlich gehin—

dert‚ sachlich zu entscheiden, ob das neu geltend gemachte Lei—

den als Schädigungsfolge festzustellen und dafür Rente zu ge—

währen ist° Auch die Berufung der Revision auf den Grundsatz

der Einheitlichkeit des Renten'anspruchs9 insbesondere auf die

Ausführungen des 8° Senats hierzu im Urteil vom 200 März 1956

+ 8 RV 41/55
— kann zu keiner anderen Entscheidung führen°

Die Einheitlichkeit des Rentenanspruchs besagt, daß in der_Regel

der Rentenanspruch in bezug auf den gesamten Leidenszustand zu

prüfen ist, weil der Anspruch als im ganzen Umfang geltend ge—

macht anzusehen ist„ Macht der Kläger ein bisher nicht geltend
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gemachtes oder schon abgeheiltes Leiden erneut geltend, so kann

er regelmäßig nicht auf ein besonderes Verfahren verwiesen wer—’

den? Aus diesem Grund ist es auch möglich‚ mit der Begründung _‘
im Laufe des Verfahrens zu wechseln oder eine im Klageverfahren

‚
zurückgezogene Begründung in der Berufung zu wiederholen (so ' '

Sladek in BVB1 1955s 28—1ä97u„Wilke in BVBl 1955s 109;
.ähnlich Schulte—H91thausen, Verfahren in Versorgungssachen 1955_

4 Aufl @ 125 Anm id u 20) '

Dieser dem materiellen Recht
zuzurechnende

Grundsatz der Ein—
_Vheitlichkeit des Rentenanspruchs kann aber nicht die Verletzung

zwingender Verfahrensvorschriften rechtfertigen° Hat der Versoré‚
gungsberechtigte in seinem Klageantrag ein bestimmt.bezeichnetes‘

Leiden ausdrücklich von der Feststellung als Versorgungsleiden
und als Leistungsgrund ausgeschlossen, so sind die Instanzen der

Sozialgerichtsbarkeit durch 5 123 SGG gehindert; dieses Leiden
}entgegen dem ausdrückliChen Antrag des Klägers als Schädigunge-

folge nach @ 1 BVG festzustellen und hierfür Versorgungsleistung

zuzusprechen, weil der Kläger insoweit weder einen Feststellunge—

noch einen Leistungsanspruch erhebto Sie können von dieser zwin—'

genden ProZeßnorm auch nicht unter Berufung auf die Einheitliche

keit des Rentenanspruchs abweicheno Ebenso wenig kann dieser
_Grundsatz ein na.ch verfahrensreqhtlichen Vorschriften unzulässi—

ges Klage— oder Beruiungsverfahicn zulässig machen

Im vorliegenden Fall scheitert die Anwendung des Grundsatzes der

Einheitlichkeit des Rehtenanspruchs an der zwingenden Verfahrens—

vorschrift, daß auch im sozialgerichtlichen Verfahren ein Rechts—
mittel nur zulässig ist, wenn der Rechtsmittelkläger durch das ‘
angefochtene Urteil beschwert ist° Wäre der Kläger durch das

Urteil des SGD aus irgendwelchen Gründen beschwert — was bei‚“

anderer Verfahrenslage ohne weiteres denkbar wäre -9 so könnte

er unter Berufung auf die Einheitlichkeit des Rentenanspruchs
V

auch die im ersten Rechtszug zuletzt nicht mehr geltend gemachte
Gesundheitsstöfung als Grundlage seines Anspruchs in der Bern—-

fung heranziehen und ihre Feststellung und Berentung fcrdernQ‚

Die fehlende Beschwer und die sich daraus ergebende Unzulässigé„

_.\9..
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keit des Berufungsverfahrens schließen dies aber aus: %
-.

_1_;

Aus den gleichen Gründen weicht weder der entscheidende Senat

’noch das Urteil des LSG° von dem oben zitierten Urteil des

8° Senats des BSG° ab: Im dort entschiedenen Fall war
der'ä

Kläger dadurch beschwert, daß das SGO seinem Antrag auf 1}

Gewährung einer Rente nach einer MdB° um 50 V„H° nicht enta
‚spr0chen hatte° Damit war die Berufung verfahrensrechtlich;

zulässig, und der Kläger konnte das vor dem SG° nicht gel—
itend gemachte Nervenléiden zur Begründung seines Berufungsan—

1
Hier dagegenhat das tse„ mit Rechtdie Berufungdes Klägers

trage auf höhere Rente heranziehen°

gegen das Urteil des SGD mangels einer Beschwer als unzuläse

sig verworfen°
_ _ . ‚_ \4._ ”l

'?M
‚. " ""“

Die schriftliche Anschlußberufung des Beklagten ist am 268 ‘
Juni 1956, also später als‘einen Monat nach der am 3° Novemr
ber 1955 erfolgten Zustellung des Urteils an den Beklagten \

beim LSG° eingegangeno Die Anschlußberufung des Beklagten t
ist mithin unsélbständig° Nach der Rechtsprechung des BSG„

gibt es auch in der Sozialgerichtsbarkeit die unselbstän—

dige Berufungsanschließung, die kein Rechtsmittel ist, son—
dern ein angriffsweise wirkender Antrag innerhalb der Be— a

rufung des Gegners, der es dem Gericht ermöglichen soll, in
‘

[vollem Umfangs über den Prozeßstoff zu entscheiden (BSG„

vom 30„1o„1957 in SozR° EVO 5 1444 a.FD A a 1 Nr„ 1)° @522
Abs° 1 Zivilprozeßordnung stimmt mit den Grundsätzen des Hl

_Verfahrens vor den Sozialgerichten überein und gilt daher auch _f_

im sozialgerichtlichen Verfahren (@ 202 SGG)° Daher verlier■ ""

die Anschließung auch in der Sozialgerichtsbarkeit ihre Wirkung,

wenn die Berufung unzulässig isto Da die Berufung des Klägers

mangels Beschwer unzulässig ist, konnte die unselb3tändige An—

schli@ßung des Beklagten nicht wirksam werden° Das LSG° hat da—
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her mit Recht auch die Anschlußberufung des Beklagten als unzu—
lässig verworfenok

Die vom Beklagten gerügten'wesentlichen Verfahrensmängel liegen

somit nicht vor° ' '

Die weitere Revisionsrüge, das LSGO habe den Beginn der Renten—4a

zahlung unter Verletzung'des @60 Abs° 1 BVG festgesetzt, be—

.
trifft die Anwendung materiellen Rechts° Sie kann die Revision

nicht nach @ 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG statthaft machen° Die Revision;

war daher? weil nicht statthaft, als unzulässig zu verwerfen°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG°
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